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Rundschreiben Nr. 08/2018 
 
 
 
 
 
 
An alle 
Kreditinstitute 
 
 
 
 
1. Finanzsanktionen angesichts der Lage in Südsudan 
Durchführungsverordnung (EU) 2018/164 des Rates vom 2. Februar 2018 
 
2. Finanzsanktionen angesichts der Lage in Libyen 
Durchführungsverordnung (EU) 2018/166 der Kommission vom 2. Februar 2018 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
wir möchten Sie über die folgenden Entwicklungen im Bereich der Finanzsanktionen unterrich-
ten:  
 
1. Mit Durchführungsverordnung (EU) 2018/1641 (Anlage 1) wurden drei natürliche Personen 

in die in Anhang II der Verordnung (EU) 2015/7352 (Sanktionsregime Südsudan) enthaltene 
Liste der natürlichen und juristischen Personen, Organisationen und Einrichtungen aufge-
nommen. 
 

_____________ 
 
1  Durchführungsverordnung (EU) 2018/164 des Rates vom 2. Februar 2018 zur Durchführung des Artikels 22    

Absatz 1 der Verordnung (EU) 2015/735 über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in Südsudan  
2  Verordnung (EU) 2015/735 des Rates vom 7. Mai 2015 über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in 

Südsudan und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 748/2014  
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2. Mit Durchführungsverordnung (EU) 2018/1663 (Anlage 2) hat die Kommission der Europäi-
schen Union die Angaben zu einem bereits bestehenden Eintrag eines in Anhang V der Ver-
ordnung (EU) 2016/444 (Sanktionsregime Libyen) benannten Schiffes geändert (Hinweis:  
Gemäß Artikel 15 Absatz 6 der Verordnung (EU) 2016/44 sind Finanztransaktionen im 
Zusammenhang mit Erdöl an Bord benannter Schiffe grundsätzlich untersagt).  
 

Wir bitten Sie, uns auf der Grundlage von Artikel 14 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2015/735  
 

spätestens bis zum 12. Februar 2018 
 

per E-Mail oder in Ausnahmefällen per Telefax mitzuteilen, ob und welche Gelder bei Ihnen von 
der Durchführungsverordnung (EU) 2018/164 betroffen sind. 
 
Fehlanzeigen, die auf jeden Fall erforderlich sind, oder Positivmeldungen bitten wir aus-
schließlich unter Beachtung der beigefügten Hinweise (Anlage 3) zu übermitteln. Mit der-
art aufbereiteten Meldungen unterstützen Sie uns bei der Bearbeitung Ihrer Antworten und 
vermeiden Rückfragen.  
 
Wir haben die Rechtsakte zu Finanzsanktionen auf folgender Website der Deutschen Bundes-
bank unter dem jeweiligen Sanktionsregime eingestellt:   
 
http://www.bundesbank.de/Navigation/DE/Service/Finanzsanktionen/finanzsanktionen.html 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Deutsche Bundesbank 
Hauptverwaltung in Bayern 
Mayrhofer Kriwanek 
 
 
 
Anlagen 

_____________ 
 

3 Durchführungsverordnung (EU) 2018/166 der Kommission vom 2. Februar 2018 zur Änderung der Verordnung 
(EU) 2016/44 des Rates über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in Libyen 

4
 Verordnung (EU) 2016/44 des Rates vom 18. Januar 2016 über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in 
Libyen und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 204/2011 

http://www.bundesbank.de/Navigation/DE/Service/Finanzsanktionen/finanzsanktionen.html


II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2018/164 DES RATES 

vom 2. Februar 2018 

zur Durchführung des Artikels 22 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2015/735 über restriktive 
Maßnahmen angesichts der Lage in Südsudan 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) 2015/735 des Rates vom 7. Mai 2015 über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage 
in Südsudan und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 748/2014 (1), insbesondere auf Artikel 22 Absatz 1, 

auf Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Am 7. Mai 2015 hat der Rat die Verordnung (EU) 2015/735 angenommen. 

(2) Angesichts der sich immer weiter verschärfenden humanitären Lage und Sicherheitslage im Südsudan und in 
Anbetracht des mangelnden Engagements einiger Akteure für den Friedensprozess, wie es in wiederholten 
Verstößen gegen das am 21. Dezember 2017 unterzeichnete Abkommen über die Einstellung der Feindseligkeiten 
zum Ausdruck kommt, sollten drei Personen in die in Anhang II der Verordnung (EU) 2015/735 enthaltene Liste 
der Personen und Organisationen, die restriktiven Maßnahmen unterliegen, aufgenommen werden. 

(3) Anhang II der Verordnung (EU) 2015/735 sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang II der Verordnung (EU) 2015/735 wird gemäß dem Anhang dieser Verordnung geändert. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Brüssel am 2. Februar 2018. 

Im Namen des Rates 

Die Präsidentin 
E. ZAHARIEVA
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(1) ABl. L 117 vom 8.5.2015, S. 13. 

Anlage 1



ANHANG 

Die folgenden Personen werden in die Liste in Anhang II der Verordnung (EU) 2015/735 aufgenommen:  

Name Angaben zur Identität Gründe 
Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

„1. Paul Malong Geburtsdatum: 2. Januar 
1962; 12. April 1960; 
4. Dezember 1960; 
30. Januar 1960 

Geburtsort: Malualkon, 
Sudan; Malualkon, 
Südsudan; Warawar, 
Sudan; Warawar, 
Südsudan 

Paul Malong war bis Mai 2017 Generalstabschef der Sudanesi­
schen Volksbefreiungsarmee (SPLA — Sudan People's Libera­
tion Army). Auch wenn er seines Postens enthoben wurde, 
spielt er nach wie vor eine höchst einflussreiche Rolle, da er 
Kontrolle über mehrere Milizen ausübt, auf Loyalitäten inner­
halb der SPLA zählen kann und über ein breites Netz von 
Günstlingen verfügt. Sein Einfluss wird auch dadurch belegt, 
dass im Oktober 2017 höhere Offiziere (einschließlich Oberst­
leutnant Chan Garang) versuchten, Malong mit Gewalt aus 
dem Hausarrest zu befreien; im Januar 2018 bezichtigte Präsi­
dent Kiir Malong der Mobilmachung für einen Krieg. Malong 
befehligte auch Truppen, die schwere Menschenrechtsverlet­
zungen begangen haben, darunter den Angriff auf und die Tö­
tung von Zivilpersonen und weitreichende Zerstörungen von 
Dörfern. 

3.2.2018 

2. Michael Makuei 
Leuth 

Geburtsdatum: 1947; 

Geburtsort: Bor, 
Südsudan; Bor, Sudan 

Michael Makuei Leuth übt seit 2013 das Amt des Ministers für 
Information und Rundfunkwesen aus und war offizieller Spre­
cher der Delegation der Regierung bei den Friedensgesprächen 
bei der Zwischenstaatlichen Behörde für Entwicklung (IGAD 
— Intergovernmental Authority on Development). Makuei hat 
den politischen Prozess in Südsudan behindert, indem er insbe­
sondere die Umsetzung des Abkommens über die Beilegung 
des Konflikts in Südsudan (ARCSS — Agreement on the Reso­
lution of the Conflict in South Sudan) vom August 2015 
durch aufstachelnde öffentliche Erklärungen behinderte und 
die Arbeit des Gemeinsamen Überwachungs- und Evaluie­
rungsausschusses des ARCSS und die Einsetzung der Über­
gangsjustizeinrichtungen im Rahmen des ARCSS störte. Er be­
hinderte ferner die Einsätze der Regionalen Schutztruppe (RPF) 
der VN. Makuei ist ferner verantwortlich für schwere Men­
schenrechtsverletzungen, einschließlich Einschränkungen der 
Freiheit der Meinungsäußerung. 

3.2.2018 

3. Malek Reuben 
Riak 

Rang: Generalleutnant 

Geburtsdatum: 1. Januar 
1960; 

Geburtsort: Yei, 
Südsudan 

Malek Reuben Riak dient seit Mai 2017 als Stellvertretender 
Stabschef der Verteidigungskräfte und Generalinspekteur der 
Regierungsarmee. Zuvor diente er als Stellvertretender Stabs­
chef der SPLA für Ausbildung (März 2016 bis Mai 2017) und 
Stellvertretender Chef der SPLA (Januar 2013 bis März 2016). 
Als Stellvertretender Stabschef der Verteidigungskräfte hatte er 
eine Schlüsselrolle bei der Beschaffung von Waffen für die Ar­
mee inne. 

Malek Reuben Riak wurde von der Sachverständigengruppe 
der VN als ein für die Planung und Überwachung der Durch­
führung der Offensive der Regierung im Bundesstaat Unity im 
April 2015 verantwortlicher hoher Beamter ermittelt. Es wur­
den schwere Verstöße gegen die Menschenrechte begangen, da­
runter die systematische Zerstörung von Dörfern und Infra­
struktur, die Vertreibung der lokalen Bevölkerung, die wahllose 
Tötung und Folterung von Zivilpersonen, der verbreitete Ein­
satz sexueller Gewalt, auch gegen ältere Menschen und Kinder, 
sowie die Entführung von Kindern und ihre Rekrutierung als 
Soldaten. Diese Offensive hat im Zusammenhang mit den lau­
fenden Friedensgesprächen zwischen Regierung und Opposi­
tion den politischen Prozess durch Gewalttaten gestört. 

3.2.2018“   
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2018/166 DER KOMMISSION 

vom 2. Februar 2018 

zur Änderung der Verordnung (EU) 2016/44 des Rates über restriktive Maßnahmen angesichts der 
Lage in Libyen 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf den Beschluss 2015/1333/GASP des Rates vom 31. Juli 2015 über restriktive Maßnahmen angesichts der 
Lage in Libyen und zur Aufhebung des Beschlusses 2011/137/GASP (1), 

gestützt auf die Verordnung (EU) 2016/44 des Rates vom 18. Januar 2016 über restriktive Maßnahmen angesichts der 
Lage in Libyen und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 204/2011 (2), insbesondere auf Artikel 20 Buchstabe b, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Anhang V der Verordnung (EU) 2016/44 enthält eine Liste der vom Sanktionsausschuss der Vereinten Nationen 
nach Ziffer 11 der Resolution 2146 (2014) des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen benannten Schiffe. Diese 
Schiffe unterliegen nach der Verordnung (EU) 2016/44 einigen Verboten, die u. a. die Ladung, Beförderung und 
Entladung von Rohöl aus Libyen und den Zugang zu Häfen im Gebiet der Union betreffen. 

(2) Am 26. Januar 2018 verlängerte der Sanktionsausschuss des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen die 
Benennung des restriktiven Maßnahmen unterliegenden Schiffes LYNN S und änderte den betreffenden Eintrag. 
Anhang V der Verordnung (EU) 2016/44 sollte daher entsprechend geändert werden. 

(3) Damit die Wirksamkeit der in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen gewährleistet ist, sollte diese 
Verordnung sofort in Kraft treten – 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang V der Verordnung (EU) 2016/44 des Rates wird gemäß dem Anhang dieser Verordnung geändert. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 2. Februar 2018 

Für die Kommission, 

im Namen des Präsidenten, 

Leiterin des Dienstes für außenpolitische Instrumente  
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ANHANG 

Anhang V der Verordnung (EU) 2016/44 des Rates wird wie folgt geändert: 

Der Eintrag: 

„2.  Name: Lynn S 

Benennung gemäß Ziffer 10 Buchstaben a und b der Resolution 2146 (2014) in der durch Ziffer 2 der 
Resolution 2362 (2017) verlängerten und geänderten Fassung (Verbot des Ladens, der Beförderung oder des 
Entladens; Verbot des Einlaufens in Häfen). Nach Ziffer 11 der Resolution 2146 wurde diese Benennung vom 
Ausschuss am 31. Oktober 2017 verlängert und gilt bis zum 29. Januar 2018, es sei denn, sie wird vom 
Ausschuss gemäß Nummer 12 der Resolution 2146 vorher aufgehoben. Flaggenstaat: St. Vincent und die 
Grenadinen. 

Weitere Angaben 

Benennung am 2. August 2017. IMO-Nummer: 8706349. Am 6. Oktober 2017 befand sich das Schiff in den 
Hoheitsgewässern Libanons, von wo aus es Kurs nach Westen nahm.“ 

erhält erfolgende Fassung: 

„2.  Name: Lynn S 

Benennung gemäß Ziffer 10 Buchstaben a und b der Resolution 2146 (2014) in der durch Ziffer 2 der 
Resolution 2362 (2017) verlängerten und geänderten Fassung (Verbot des Ladens, der Beförderung oder des 
Entladens; Verbot des Einlaufens in Häfen). Nach Ziffer 11 der Resolution 2146 wurde diese Benennung vom 
Ausschuss am 26. Januar 2018 (vorherige Verlängerung gültig bis zum 29. Januar 2018) erneut verlängert und 
gilt bis zum 28. April 2018, es sei denn, sie wird vom Ausschuss gemäß Nummer 12 der Resolution 2146 
vorher aufgehoben. Flaggenstaat: St. Vincent und die Grenadinen. 

Weitere Angaben 

Benennung am 2. August 2017. IMO-Nummer:. 8706349. Am 6. Oktober 2017 befand sich das Schiff in den 
Hoheitsgewässern Libanons, von wo aus es Kurs nach Westen nahm.“  
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     Anlage 3 

Deutsche Bundesbank   
Servicezentrum Finanzsanktionen 

Hinweise für Rückmeldungen bei Abfragen zu Finanzsanktionsrechtsakten 

Bitte beachten Sie für Ihre Rückmeldung die folgenden Hinweise: 

- Antworten Sie grundsätzlich per E-Mail (möglichst mit Antwortfunktion zu diesem
Mail). Ergänzen Sie beim Antwort-Mail in der von uns vorgegebenen Thema-
/Betreff-Zeile hinter der Position „Meldung“ entweder „Fehlanzeige“ oder
„siehe gesonderte Meldung“.

- Fügen Sie Ihre Bankleitzahl in der Thema-/Betreff-Zeile am dafür vorgese-
henen Platz ein.

- Muster für die Thema-/Betreff-Zeile Ihres Antwort-Mails:

Rundschreiben Nr. 08/2018, Meldung: Fehlanzeige, BLZ: xxxxxxxx 

oder  

Rundschreiben Nr. 08/2018, Meldung: Siehe gesonderte Meldung, 
BLZ: xxxxxxxx 

- Sofern Sie nicht die Antwortfunktion nutzen, gestalten Sie die Thema-/Betreff-
Zeile Ihres Mails gemäß diesen Vorgaben und senden Sie Ihre Meldung an die
ausschließlich für Abfragen vorgesehene E-Mail-Adresse

sz.finanzsanktionen.abfrage@bundesbank.de 

- Die Erfassung Ihrer Meldung erfolgt elektronisch und ist begrenzt auf die 
vorbezeichneten Angaben in der Thema-/Betreff-Zeile. Sofern Sie für mehre-
re Institute (BLZ) Auskünfte erteilen, ist insoweit für jedes Institut eine ge-
sonderte Anzeige abzugeben. Ferner ist die Meldung stets für jedes Rund-
schreiben getrennt zu erstatten. Sonstige über die Angaben in der Thema-/
Betreff-Zeile hinausgehenden weiteren Mitteilungen sind als separates Mail 
an die allgemeine E-Mail-Adresse: sz.finanzsanktionen@bundesbank.de 
zu richten.

- Sollten Sie ausnahmsweise Ihre Rückmeldung per Telefax senden, gestalten Sie 
bitte die Thema-/Betreff-Zeile ebenfalls gemäß den oben angeführten Vorgaben 
und übermitteln Sie Ihr Dokument an die eigens hierfür eingerichtete 

Fax-Nr. 069 709097- 3801 

mailto:sz.finanzsanktionen.abfrage@bundesbank.de
mailto:sz.finanzsanktionen@bundesbank.de
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